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„Etwa 100 Euro am Tag“, sagt er
dann. Das sei am Anfang toll, aber
man dürfe nicht vergessen, was man
dafür auf sich nimmt. „Über so et-
was solltet ihr aber mit einem Kar-
riereberater reden“, sagt Helmchen
bestimmt. „Ich möchte euch etwas
über Sicherheitspolitik erzählen.“

Das ist der zweite Punkt, der Blach
stört. Er versteht nicht, warum Sol-
daten die Sicherheitspolitik der Re-
gierung verkaufen. „Wenn die Poli-
tik so offensiv in Auslandseinsätze
geht, soll sie das selbst darstellen“,
findet er. Nach seinem Wunsch soll-
te die Kooperationsvereinbarung
zwischen Land und Bundeswehr
aufgehoben werden. Diese Meinung
vertritt auch Matthias Schneider
von der GEW, auch wenn man bei
der Gewerkschaft nicht generell ge-
gen Bundeswehr an Schulen sei.

Land und Friedensorganisationen
wollen Friedensbildung stärken

Beide halten die aktuelle Erklärung
von Kultusminister, 14 Friedensor-
ganisationen und der GEW für einen
wichtigen Schritt. Diese wurde im
Oktober unterzeichnet und soll die
Friedensbildung an Schulen stär-
ken. Gemeinsam mit den Partnern
werde man nun entsprechende
Maßnahmen entwickeln, etwa im
Bereich der Lehrerfortbildung, so
der Kultusminister.

„Der Wunsch, die Kooperations-
vereinbarung zwischen Land und
Bundeswehr zu kündigen, ist nicht
im Sinne der Landesregierung“, sagt
ein Sprecher des Kultusministeri-
ums. Es sei dem Minister wichtig,
dass Schüler sicherheits- und frie-
denspolitische Themen sowohl aus
Sicht der Bundeswehr als auch aus
Sicht der Friedensorganisationen
kennenlernen könnten.

Auch Helmchen kennt beide Sei-
ten. „Mein Vater ist Pazifist“, erzählt
er den überraschten Schülern. Den-
noch ist Helmchen zur Bundeswehr
gegangen. Sein Rat: „Wenn es um
Themen wie weltweite Sicherheit
und Konflikte geht, muss jeder seine
eigenen Entscheidungen treffen.“

Bundeswehr stürmt nicht kopflos in
ein Land. Kampfeinsätze sind im-
mer nur kurzfristige Lösungen“, er-
klärt er. „Wir wollen die Einheimi-
schen ausbilden, damit sie selbst für
Sicherheit sorgen können.“

Trotz des eindeutigen Auftrags
der Jugendoffiziere sind deren Besu-
che an Schulen umstritten. Kritik
kommt von Friedensorganisationen
und der Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW). „Langfris-
tig ist es unser Wunsch, die Bundes-
wehr von Schulen fernzuhalten“,
sagt Roland Blach, Koordinator der
Kampagne „Schulfrei für die Bun-
deswehr – Lernen für den Frieden“.
Seiner Ansicht nach ist allein die An-
wesenheit der uniformierten Offi-
ziere in einer Klasse indirekte Wer-
bung. Das Werbeverbot gelte zudem
nur für Jugendoffiziere, Karrierebe-
rater der Bundeswehr würden wei-
terhin Werbung machen.

Ein Schüler möchte wissen, wie
viel ein Soldat im Auslandseinsatz
verdient. Helmchen zögert kurz.

temberg und der Bundeswehr eine
Kooperationsvereinbarung. Durch
diese soll die Auseinandersetzung
von Schülern mit sicherheitspoliti-
schen Fragen gefördert werden. Im
April wurde die Vereinbarung er-
neuert. In der neuen Version wird
deutlicher herausgestellt, dass die
politische Bildung durch die Ju-
gendoffiziere ausgewogen sein
muss und diese im Unterricht nicht
für ihre Tätigkeit werben dürfen.
Insgesamt haben acht Bundeslän-
der eine Kooperationsvereinbarung
mit der Bundeswehr.

„Ich möchte nicht, dass ihr nach
diesem Vortrag alle meiner Meinung
seid“, sagt Helmchen. „Ich möchte,
dass ihr über das nachdenkt, was ich
euch erzähle.“ Dann zeigt er Bilder
von seinem Afghanistaneinsatz. Ein
tristes Neubaugebiet, Feldbetten,
ein Sprengstoff-Roboter. Helmchen
erklärt, mit welchem Ziel die Bun-
deswehr in das Land gereist ist: Si-
cherheit schaffen und einheimische
Sicherheitskräfte ausbilden. „Die

Bundeswehr
an Schulen „Beim Thema Sicherheitspolitik muss

sich jeder eine eigene Meinung bilden“
In Baden-Württemberg halten
Jugendoffiziere regelmäßig Vor-
träge an Schulen. Den Inhalt re-
gelt eine Kooperationsvereinba-
rung mit dem Land. Friedensor-
ganisationen kritisieren dies seit
Jahren. Nun hat das Land auch
mit ihnen eine Vereinbarung ge-
schlossen, um ihre Sichtweise
verstärkt an Schulen zu bringen.

Von Elena Bischoff

VILLINGEN-SCHWENNINGEN.
Gespannt blicken die 21 Mädchen
und Jungen der zehnten Werkreal-
schulklasse in Richtung Tafel. Ein
Beamer wirft das Foto eines zerstör-
ten Panzers in einer Wüste an die
Wand. Hinter dem Pult steht nicht
ihr Lehrer, sondern ein junger Mann
in blauer Luftwaffenuniform.

Hauptmann Jan Helmchen ist ei-
ner von 94 Jugendoffizieren in
Deutschland. Als Teil der Öffentlich-
keitsarbeit der Bundesregierung or-
ganisiert er neben Vorträgen an
Schulen auch Besuche bei der Trup-
pe und Seminare. Die Themen der
Offiziere sind deutsche Sicherheits-
und Verteidigungspolitik sowie
weltweites Konfliktmanagement.

Kooperationsvereinbarung verbietet
den Jugendoffizieren, zu werben

Helmchen ist 29 Jahre alt. Der große
schlanke Mann mit den dunkelblon-
den Haaren ist seit dem Abitur bei
der Bundeswehr. Seit 2012 ist er Ju-
gendoffizier und hält regelmäßig
Vorträge in Schulklassen. „Das Ziel
eines Jugendoffiziers sind 80 Schul-
vorträge im Jahr“, sagt er. Im Süd-
westen werde das oft nicht erreicht,
in Bayern etwa sei das Interesse
deutlich größer.

Heute ist der Jugendoffizier an der
Golden-Bühl-Schule in Villingen-
Schwenningen (Schwarzwald-Baar-
Kreis) zu Gast. Diese ist seit 2013 Ge-
meinschaftsschule, die Werkreal-
schulstufe läuft in den kommenden

Jahren aus. Christoph Zipfel unter-
richtet dort das Fach Welt, Zeit, Ge-
sellschaft, kurz WZG. „Gerade steht
Sicherheitspolitik auf dem Lehr-
plan, darum haben wir einen Exper-
ten eingeladen“, sagt der Lehrer. So
komme etwas Fleisch an die theore-
tischen Knochen.

„Seit wann gibt es die Bundesre-
publik Deutschland?“, fragt Helm-
chen. Keiner meldet sich. Zipfel
reißt entsetzt die Augen auf. Dann
gibt doch ein Schüler die richtige
Antwort: „1949.“ Helmchen erzählt,
dass die Bundeswehr erst 1955 ge-

gründet wurde. Anhand eines
Schaubilds erklärt er ihre Aufgaben:
Schützen, helfen, vermitteln, kämp-
fen. Ein zweites Schaubild zeigt die
Personalkurve der Bundeswehr:
1990 zählte sie in der Bundesrepu-
blik 500 000 Mitglieder, heute
185 000. „Seit 2011 die Wehrpflicht
abgeschafft wurde, muss sich die
Bundeswehr um Nachwuchs bemü-
hen“, erklärt Helmchen. Werbung
mache er aber nicht. Das wolle er
nicht. Und er darf es auch nicht.

Seit 2009 besteht zwischen dem
Kultusministerium Baden-Würt-

Jugendoffizier Jan Helmchen spricht vor der Werkrealschulklasse der Golden-Bühl-Schule über die Aufgaben der Bundeswehr und seine Zeit in Afghanistan. FOTO: ZIPFEL

Gewerkschaft beklagt hohen Krankenstand

Rund 3700 Strafvollzugsbedienstete

sind in den Haftanstalten Baden-Würt-

tembergs beschäftigt. Bei der Personal-

ausstattung rangiert der Südwesten laut

Alexander Schmid – Landesvorsitzender

des Bunds der Strafvollzugsbediensteten

(BSBD) – mit Bayern und Nordrhein-

Westfalen bundesweit am Ende. Die zu-

nehmende Belastung der Vollzugsbe-

amten zeige auch der Krankenstand. Im

Jahr 2013 sei dieser mit 21,2 Kranken-

tagen deutlich höher gewesen als im

Jahr 2012 (19,6 Tage). Dem BSBD als

größter gewerkschaftlicher Organisation

des Berufszweigs gehören Schmid zufol-

ge über zwei Drittel der Bediensteten an.

Wie die Bundeswehr Schüler erreicht
In Baden-Württemberg gibt es elf Ju-
gendoffiziere. Sie schreiben die Schulen
regelmäßig an, um ihre Vorträge anzu-
bieten. Die Anschreiben werden über
die Regierungspräsidien verteilt.

Nach Angaben der Bundesregierung
wurden 2013 im gesamten Bundesge-

biet 86 Jugendoffiziere und 423 Karrie-
reberater eingesetzt, die insgesamt
450 000 Schüler bei verschiedenen Ver-
anstaltungen erreichten. Die Jugendof-
fiziere hatten 6000 Einsätze mit rund
152 000 Teilnehmern. Die Hälfte der
Einsätze waren Vorträge in Schulen.

Interview: Strafvollzug

Zahl der Problemfälle in den Gefängnissen gestiegen,
Gewerkschaft sieht Handlungsbedarf
Vorsitzender des Bunds der Strafvollzugsbediensteten fordert neue Kommission und mehr Personal

In Bruchsal hungerte sich im Som-
mer ein Häftling zu Tode, in Adels-
heim gab es eine Massenschlägerei
unter Gefangenen; auch sechs Straf-
vollzugsbeamte wurden dabei ver-
letzt. Justizminister Rainer Stickel-
berger (SPD) steht unter Druck. Ale-
xander Schmid, Landesvorsitzender
des Bunds der Strafvollzugsbediens-
teten (BSBD), erläutert, wo aus sei-
ner Sicht die Probleme liegen.

Staatsanzeiger: Ihr oberster Dienst-

herr ist in Bedrängnis. Haben Sie Mit-

leid mit dem Justizminister?

Alexander Schmid: Das ist das falsche
Wort. Die Vorgänge in Bruchsal
sind derzeit aus Sicht der Gewerk-
schaft nicht zu beurteilen. Es wäre

einfach, mit Öl ins Feuer zu gie-
ßen, aber das ist nicht mein Stil.

Todesfälle und Schlägereien – sind

Insassen wie Mitarbeiter im Gefäng-

nis noch sicher?

Das fragen sich im Moment viele
im Justizvollzug. Ich hoffe, auch
der Herr Minister und seine Mitar-
beiter. Mich macht es traurig, dass
man Adelsheim völlig aus der poli-
tischen Diskussion ausklammert,
selbst in der Opposition. Die neue
Dimension der Gewalt dort ist er-
schreckend. Ich fürchte, dass wir
nicht das letzte Mal über Vorfälle
solcher Art sprechen müssen.

Wie erklären Sie sich eine Eskalation

der Gewalt wie in Adelsheim?

Da kommt vieles zusammen: Sub-
kulturen, Banden, Russlanddeut-
sche sind Stichworte, aber auch
Rocker – in Stuttgart laufen mehre-
re Großprozesse. Das ist ein Abbild
gesellschaftlicher Entwicklungen.
Und im Mikrokosmos Vollzug po-
tenzieren sich die Probleme.

Sind die Probleme in den Haftanstal-

ten heute größer als vor 20 Jahren?

Es gibt heute eine andere Gefange-
nenpopulation. Neben den ge-
nannten Problemen gibt es viel
mehr psychisch Auffällige Gefan-

gene: 2600 im Jahr 2013, die Zahl
hat das Justizministerium ge-
nannt. Und das sind ja nur die, die
sich im Rahmen der Zugangsun-
tersuchung dem Arzt gegenüber
offenbart haben. Die Dunkelziffer
dürfte weit höher liegen.

Sind aus Adelsheim schon die not-

wendigen Schlüsse gezogen worden?

Ich kenne keinen Schluss aus
Adelsheim. Die Anstaltsleitung hat
gut reagiert, ebenso der Krisenin-
terventionsdienst für Opfer unter
den Kollegen. Auch der Minister
war zeitnah vor Ort und ich glaube
ihm, dass er betroffen war und ist.
Aber das war es auch schon. Wir
brauchen eine Kommission ohne
Denkverbote, die den Strafvollzug
insgesamt betrachtet – auch die
Frage: Wie ist die Personalausstat-
tung und -dichte?

Muss das Verhältnis von

Resozialisierung und Schutz

vor Straftaten auch im Gefängnis

selbst anders gewichtet werden als

bisher?

Schnellschüsse wären gefährlich.
Die Mehrheit der Gefangenen will
zum Glück noch immer ihre Haft-
zeit positiv nutzen. Leider gibt es
aber einen zunehmenden Anteil
von Problemfällen.

Ihre Gewerkschaft fordert den Ausbau

der Sicherheit in den Justizvollzugs-

anstalten. Wird das Politik und

Gesellschaft nicht zu teuer sein?

Die Frage müsste anders lauten.
Darf man hoheitliche staatliche
Aufgaben, darf man die Sicherheit
der Inhaftierten, des Personals
und der Bevölkerung überwiegend
unter fiskalischen Gesichtspunkt
sehen? Ich meine: nein.

Sie verlangen mehr Personal?

Baden-Württemberg hat mit am
wenigsten Bedienstete im Straf-
vollzug. Für dieselbe Personal-
dichte wie im Bundesschnitt wä-
ren über 300 neue Stellen nötig.
Mit 100 Stellen könnten wenigs-
tens die ärgsten Nöte behoben
werden. Ein Beispiel: Wir arbeiten
grundsätzlich in einer Abteilung
mit nur einem Bediensteten. Ei-
gensicherung ist da sowieso ein
Fremdwort. Einer allein soll 30, 40,
50 Gefangene den ganzen Tag be-
gleiten und noch mitbekommen,
ob es innerhalb der Gruppe bro-
delt, ob sich Konflikte anbahnen
wie in Adelsheim – das funktio-
niert nicht.

Das Gespräch führte
Christoph Müller

Alexander Schmid,
Landesvorsitzender des Bunds der
Strafvollzugsbediensteten (BSBD)

Blick in einen Zellentrakt der Justizvollzugsanstalt Bruchsal; der Fall eines Häftlings, der
sich dort zu Tode hungerte, wirft Fragen zum Zustand des Strafvollzugs auf. FOTO: DPA


